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Im Zweifel muss davon ausgegangen werden, dass eine Partei nicht einen von vornherein sinnlosen Antrag stellt. Hier:

Der Verwaltungsgerichtshof teilt die Au;assung, dass es dem Beschwerdeführer bereits in seinem

verfahrenseinleitenden Antrag im Ergebnis um eine höhere Mehrdienstleistungszulage nach § 61 GehG 1956 gegangen

ist; ausführliche Begründung im E.
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